
Nach der „Machtergreifung“ der Na-
tionalsozialisten setzte sich im Mar-
burger Universitätsbund der Rück-
gang der Mitgliederzahlen fort, der
mit der Weltwirtschaftskrise begon-
nen hatte. Zwar gelang es durch
Werbemaßnahmen bei den Alten
Herren der Korporationen und inner-
halb der Dozentenschaft der Univer-
sität Marburg, die Austritte teilweise
auszugleichen, jedoch konnte da-
durch letztlich nicht verhindert wer-
den, dass der Mitgliederstand von
über 2600 im Jahre 1933 bis
Kriegsbeginn auf unter 2000 ab-
sank. Während des Krieges gab es
nur rund 300 Abgänge, so dass die
Mitgliedskartei am 1. Januar 1945
noch zirka 1600 Personen führte.
Eine Bereinigung der Datensätze
zeigte 1950 jedoch nicht mehr als
436 Mitglieder.

Dieser Entwicklung entspre-
chend ging auch die Höhe der jähr-
lichen Bewilligungen zurück, die der
Bund für wissenschaftliche Projekte
an der Universität zur Verfügung
stellte. Zwischen 1934 und 1939
stellte er im Durchschnitt 15 000
RM pro Jahr zur Verfügung, nach-
dem er seit 1925 fast immer mehr
als 20 000 RM verteilt hatte. Auch 
in den ersten Kriegsjahren setzte
der Bund die Förderung fort, bis
gegen Kriegsende fast keine Gelder
mehr verteilt wurden. Dies lag neben
den durch den Krieg bedingten
organisatorischen Schwierigkeiten
auch daran, dass die Forschung an
der Universität Marburg fast zum
Erliegen gekommen war und daher
auch kaum Anträge von Dozenten an
den Universitätsbund gestellt wur-
den.

Die Vorträge des Bundes in ver-
schiedenen hessischen Städten wur-
den fortgesetzt, wobei sich einige
Veränderungen ergaben. Einerseits
arbeitete der Bund bei der Organisa-
tion häufig mit NS-Gruppierungen zu-
sammen, andererseits passten sich
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im Jahre 1936. Obwohl die Motive
für diese Wahl des Gauleiters nach
dem bisherigen Quellenstudium nicht
eindeutig zu klären waren, ist doch
anzunehmen, dass der Bund ver-
suchte, sich auf diese Weise Vorteile
für sein Wirken im NS-Staat zu ver-
schaffen.

Anpassungsbestrebungen

Der Universitätsbund zeigte sehr
rasch den Willen, sich den neuen
Verhältnissen anzupassen. Dies wird
bereits bei der Auswahl des Festred-
ners für die Hauptversammlung im
Jahre 1933 deutlich: „Wir haben den
dringenden Wunsch, diesmal den
Mitgliedern und Freunden unseres
Bundes und insbesondere unserer
akademischen Jugend den Genuss
zu ermöglichen, aus dem berufen-
sten Munde einen Vortrag über einen
kriegswissenschaftlichen oder mili-
tärpolitischen Gegenstand zu hören,
der dem wiedererstarkenden Wehr-
willen der Nation entspricht.“ Mit die-
sen Worten fragte Prorektor Profes-
sor Thiel im April 1933 beim ehema-
ligen Oberbefehlshaber der Reichs-
wehr, General von Seeckt, an, ob er
diesen Vortrag übernehmen wolle.
Von Seeckt sagte allerdings ab.
Stattdessen sprach der „Befreier
Finnlands“ und Vorsitzende der Ver-
einigten Vaterländischen Verbände
Deutschlands, General Graf von der
Goltz, über das Thema „Wehrhaftig-
keit – unsere Schicksalsfrage“. In
seinem Vortrag verherrlichte er das
Kaiserreich und die militärischen
Leistungen des deutschen Heeres
im Ersten Weltkrieg, während er an
der Weimarer Republik harte Kritik
übte. Zum Schluss rief er die akade-
mische Jugend auf, sich am Aufbau
des Staates zu beteiligen und die-
sem zu dienen: „Dann, aber nur
dann wird das erhoffte dritte Reich
das erste und zweite an Größe und

Titel Passagen wie „vor und nach
1933“ oder „im neuen Deutschland“.

Personelle Veränderungen gab
es im Vorstand und im Verwaltungs-
rat des Bundes. Bereits 1933 er-
setzte Professor Max Versé den kurz
zuvor verschiedenen Schriftführer
Walter Troeltsch, und 1938 wurde
Professor Paul Duden zum Nachfol-
ger des im Frühjahr 1938 verstorbe-
nen Vorsitzenden Adolf Haeuser ge-
wählt. Im Verwaltungsrat wurden eini-
ge Plätze wiederbesetzt. Am Wich-
tigsten war sicherlich die Wahl des
Gauleiters Karl Weinrich aus Kassel

die Vortragenden, also die Marbur-
ger Dozenten, der „neuen Zeit“ an,
wie aus verschiedenen Vortragstiteln
deutlich zu erkennen ist. Neben The-
men zur „Rassenhygiene“ oder zum
nationalsozialistischen Verfassungs-
verständnis wurden auch frühere
Vortragsthemen umbenannt, um
Offenheit gegenüber dem National-
sozialismus zu demonstrieren, oder
gar nicht mehr angeboten. Zudem
fällt auf, dass sich viele Vorträge mit
den Veränderungen seit dem 30. Ja-
nuar 1933 beschäftigten, denn sie
berücksichtigten beispielsweise im
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UniBund

Marburger Dozentenschaft anlässlich der Emil-von-Behring-Feierlichkeiten 1940 im Chorgestühl der Alten Aula. Am
Rednerpult Reichswissenschaftsminister Bernhard Rust.

Kulturwert übertreffen. Aber vergiß
nie: es gibt nur Wehrhaftigkeit, oder
ewiger Tributstaat, oder Bolsche-
wismus.“

Wie bewertete der Universitäts-
bund den Vortrag, und wie stand er
Mitte 1933 zum nationalsozialisti-
schen Staat? Die Rede des Generals
gefiel den anwesenden Mitgliedern
und Gästen sehr, wie aus einem
Schreiben von Schriftführer Versé an
den Redner hervorgeht. Er dankte
von der Goltz für seine Ausführun-
gen, „[die] uns allen aus dem Herzen
gesprochen waren“.

Die Einstellung des Vorstandes
zum nationalsozialistischen Staat
wiederum verdeutlicht die Rede des
Vorsitzenden Haeuser während der
Hauptversammlung, um dessen
Wortlaut Schriftführer Versé bemüht
war, damit er sie in den Mitteilungen
des Bundes veröffentlichen konnte:
„Sie fanden […] so treffende Worte
für die Kennzeichnung des neuen
Zeitgeistes, dass wir diese doch
auch den nicht erschienenen Bun-
desmitgliedern bekannt geben
möchten.“

Wie kennzeichnete Haeuser den
neuen Zeitgeist? Haeuser sprach von
einem „gewaltigen Umbruch der Zeit“
und der Bereitschaft der Universität,
„zur Erreichung der Ziele des Reichs-
kanzlers Hitler“ beizutragen. Die Zie-
le des Universitätsbundes stünden
im Einklang mit den neuen Verhält-
nissen: „Wir wollen […] die Volksge-
meinschaft zwischen den Forschern
und denen, die draußen stehen im
Lande, aufrecht erhalten, was durch
die Vorträge des Universitätsbundes
erreicht wird.“ Haeuser bediente
sich der Sprache der Nationalsozia-
listen, um die Aufgaben des Bundes
zu skizzieren. Zudem bekannte er
sich eindeutig zu Hitler und dessen
Zielen. Ein ähnliches Bekenntnis hat-
te er zu Zeiten der Weimarer Repu-
blik nicht abgegeben, wie im vorher-
gehenden Beitrag (Marburger Uni-
Journal Nr. 18) dargestellt wurde.

In Worten ...

Aber ließ der Bund diesen Äußerun-
gen auch Taten folgen, oder wurde
dieses öffentliche Bekenntnis nur
aus taktischen Gründen abgelegt?
Um diese Fragen beantworten zu
können, werden nun einige Maßnah-
men des Bundes aufgezeigt.
Im Sommer 1933 gab der Universi-

tätsbund ein Sonderheft seiner Mit-
teilungen mit dem Titel „Marburg –
die Universität in der Gegenwart“
heraus, um damit für die Univer-
sitätsstadt Marburg zu werben. Dem
Ziel entsprechend, die gesamte Uni-
versität im Lichte des Nationalsozia-
lismus positiv darzustellen, war das
Sonderheft das Produkt der Zu-
sammenarbeit fast aller Einrichtun-
gen der Universität. Die Fakultäten
beteiligten sich an der Finanzierung
des Heftes, während die Hauptaufga-
be des Universitätsbundes darin be-
stand, das Sonderheft zu verbreiten
und damit zu werben.

In dem Sonderheft sollte Mar-
burg als „lebensnahe“ und „nationa-
le“ Universität vorgestellt werden.
Bei genauerer Betrachtung des In-
halts der einzelnen Beiträge wird
deutlich, welche Bedeutung diesen
zukam: Die Universität wollte darle-
gen, dass sie bereits seit Jahren die
vom Nationalsozialismus geforder-
ten Ideale verkörperte.

Als Zielgruppen für die Verbrei-
tung des Heftes wurden neben Schu-
len und den Altherrenschaften der
Korporationen auch die für die Hoch-
schulen relevanten Behörden und Mi-
nisterien ins Auge gefasst. Außer-
dem informierte Dr. Wiskemann, der
Leiter der Pressestelle der Univer-
sität Marburg, verschiedene Zeitun-
gen über das Werbeheft der Univer-
sität mit der Bitte, auf dieses hinzu-
weisen. In seinem Schreiben betonte
Wiskemann die maßgebliche Rolle

des Universitätsbundes: „In einem
Augenblick, in dem bei der Durchfüh-
rung der nationalen Revolution nun-
mehr auch die Hochschule ein neues
Gesicht zu erhalten beginnt, kommt
es den im Universitätsbund Marburg
vereinigten Kreisen darauf an, die
Universität Marburg mitten hinein zu
stellen in den grossen Strom der
Zeit und ihr darin den Platz zu si-
chern, den sie auf Grund ihrer steten
Aufgeschlossenheit beanspruchen
kann.“

Dem Universitätsbund war ne-
ben einer möglichst weiten Verbrei-
tung auch daran gelegen, wichtige
Parteigrößen und Minister über das
Sonderheft zu informieren. Hierzu
wurde diesem Personenkreis nicht
nur eine mit einem ausgemalten
Wappen versehene Sonderanferti-
gung des Werbeheftes überreicht,
sondern auch ein ausführliches Be-
gleitschreiben zugesandt. In einem
dieser Schreiben an den Reichswis-
senschaftsminister Bernhard Rust er-
läuterte Versé die Bereitschaft der
Universität, in dem im Heft beschrie-
benen Sinne fortzufahren: „Die Uni-
versität wird ihre Tätigkeit im Geiste
der nationalen Erneuerung fortset-
zen und mit allen Mitteln zu erwei-
tern suchen.“ Aus den Quellen ließ
sich bisher nicht erschließen, ob die-
se Ankündigung aus Überzeugung
oder aus Kalkül erfolgte, um politi-
schen oder finanziellen Nutzen für
die Universität und den Universitäts-
bund zu erreichen.

... und Taten?

Der Universitätsbund selbst ließ die-
sen Worten Taten folgen, denn er
übernahm die Kosten für einen Teil
der Ausstattung eines Kamerad-
schaftsheimes der Studentenschaft,
das zur Unterstützung der „nationa-
len Erziehung“ der Studenten ge-
dacht war, und gab finanzielle Mittel
für den Bau einer SA-Sportschule in
der Nähe von Marburg. Bei beiden
Projekten äußerten Vorstandsmitglie-
der die Meinung, der Bund müsse
die Gelder bereitstellen, um Offen-
heit für den Nationalsozialismus zu
zeigen. Als Belege seien hier Aussa-
gen angeführt von Schatzmeister
Pfeiffer („Auch ist es m. E. er-
wünscht, dass der Bund beweist,
dass er den neuen Strömungen und
Wünschen gegenüber positiv einge-
stellt ist. Neue Zeiten verlangen
neue Wege.“) und Schriftführer Ver-
sé („[…] wenn er sich auf neue Auf-
gaben umstellt und dadurch sein
Verständnis für die neuen Zeitbelan-
ge beweist“).

Im Sommer 1934 folgte jenes
Ereignis, durch welches der Marbur-
ger Universitätsbund einen hohen
Bekanntheitsgrad in Deutschland er-
reichte. Der Vorstand hatte be-
schlossen, den Vizekanzler des Rei-
ches, Franz von Papen, für die Fest-
rede anlässlich der Hauptversamm-
lung zu gewinnen. Von Papen sagte
zu und hielt seine berühmte Rede, in
der er deutliche Kritik am National-
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sozialismus übte (Marburger UniJour-
nal Nr.15). Über diese Rede ist da-
nach viel geschrieben worden. Mar-
burg wird in diesen Beiträgen oft als
ein Ort des Widerstandes gegen den
Nationalsozialismus bezeichnet. Die
Sichtung des Schriftverkehrs zwi-
schen der Vizekanzlei und dem Uni-
versitätsbund macht jedoch deutlich,
dass dem Universitätsbund bis zum
eigentlichen Vortrag nicht einmal
das Thema der Rede, geschweige
denn der Inhalt, bekannt war. Pa-
pens Rede wurde in Marburg gehal-
ten, weil dort laut Aussage eines sei-
ner Berater kein Zugriff durch Goeb-
bels möglich war. Marburgs Ver-
dienst bestand also lediglich darin,
von Papen die Gelegenheit gegeben
zu haben, seine Botschaft zu verkün-
den.

Der Vorstand war in den Tagen
und Wochen nach der Rede besorgt,
da er negative Folgen für den Bund
befürchtete. Diese traten aber nicht
ein, was nach Ansicht von Versé dar-
an lag, dass „[…] gerade die Politik
des Bundes nach dieser Richtung hin
seinen Unterbau gegen alle etwa ge-
planten Anstürme stark gefestigt
[hat], und es kam bei dieser Gele-
genheit auch bei einem folgenden
Frühstück beim Rektor von den zahl-
reichen Vertretern der SA keinerlei
Missstimmung gegen den Bund
irgendwie zum Ausdruck“. Dieser
Auszug ist einem Brief von Versé an
Haeuser entnommen, in dem er am
30. Juni 1934 über die Eröffnung
der SA-Sportschule berichtete, bei
der er den Universitätsbund vertre-
ten hatte.

Dennoch achtete der Bund in
den folgenden Jahren darauf, keine
politischen Redner mehr einzuladen
und statt dessen wieder wissen-
schaftliche Vorträge zu organisieren.
Die politischen Botschaften verkün-
dete dafür der Vorsitzende Haeuser
in seinen Ansprachen während der
Hauptversammlungen, in denen er
zum Beispiel die Integration der Uni-
versitäten in die Volksgemeinschaft
rühmte oder von zukünftigen Dozen-
ten und Professoren nicht nur wis-
senschaftliche Qualifikationen, son-
dern auch die Verbundenheit zum
Volk einforderte, um die Studenten
zu „charaktervollen Menschen“ erzie-
hen zu können.

1936 fand erneut eine besonde-
re Hauptversammlung statt, die der
Universitätsbund nicht alleine feierte,
wie dem Bericht über den Verlauf

dung ab, die wissenschaftliche För-
derung der Universität sei gefährdet,
wenn der Bund noch andere Aufga-
ben übernehmen würde, „so för-
dernswert diese an sich auch sein
mögen“. Vielleicht durch diese Sym-
pathiebekundung animiert, unter-
nahm die Organisation im August
1934 einen weiteren Anlauf zur Ein-
verleibung des Bundes. Dieser Ver-
such wurde erneut mit den bereits
angeführten Argumenten abgelehnt,
diesmal in einer sehr ausführlichen
Version, die dann auch erfolgreich
war.

Die Anpassung des Bundes an
die neuen Verhältnisse durfte dem-
nach die eigene Selbständigkeit
nicht gefährden. Zudem war der
Bund nicht bereit, Veränderungen an
der Satzung, wie die Einführung des
„Führerprinzips“, vorzunehmen. Dies
wird bei einer Anfrage des Universi-
tätsbundes Breslau deutlich, der sei-
ne Satzung „der neuen Zeit“ anpas-
sen wollte. Versé sandte dem Bres-
lauer Bund daraufhin die Marburger
Satzung mit der Anmerkung zu,
„dass sie sich sehr bewährt hat. Auf
dieser Basis ist der Universitätsbund
als gemeinnütziges Unternehmen an-
erkannt worden und hat infolgedes-
sen auch seine Selbständigkeit be-
wahrt“. Interessant ist in diesem Zu-
sammenhang der Hinweis von Versé,
dass die Gemeinnützigkeit, die dem
Universitätsbund 1927 bescheinigt
worden war, die Selbständigkeit des
Bundes ermöglicht habe, denn in
den übrigen Stellungnahmen ist die-
ses Argument nicht zu finden. Aus
diesem Grund konnte auch die tat-
sächliche Bedeutung der Gemeinnüt-
zigkeit für die Selbständigkeit des
Bundes bisher nicht ermittelt wer-
den.

Eigenständige Mitteilungen

Auch bei der Herausgabe seiner Mit-
teilungen war der Universitätsbund
bestrebt, die Selbständigkeit und da-
mit den Einfluss auf die Inhalte der
einzelnen Hefte zu behalten. Zu-
nächst erschienen die Mitteilungen
des Bundes regulär weiter, bis die
Eigenständigkeit der Mitteilungen
durch Forderungen der Reichskultur-
kammer bedroht wurde. Nach deren
Vorstellung sollte der Universitäts-
bund Mitglied der Kammer werden,
da er Zeitschriften herausgebe, was
nach den Bestimmungen der Reichs-

Schon 1934 versuchten zwei Or-
ganisationen, den Universitätsbund
in ihre Strukturen einzubinden. Den
Anfang machte der „Reichsbund
Volkstum und Heimat e.V.“ aus Kas-
sel, der nach eigener Aussage die
Aufgabe hatte, alle volkskulturellen
Vereinigungen in einer großen Orga-
nisation zu bündeln und ihnen damit
„eine einheitliche völkische Linie und
grosse Stosskraft“ zu sichern. Der
Universitätsbund lehnte eine Mit-
gliedschaft jedoch mit der Begrün-
dung ab, er sei kein volkskultureller
Verein, sondern eine Gesellschaft
von Freunden und Förderern der Uni-
versität Marburg, die Gelder für die
Universität zur Verfügung stelle und
in Vorträgen über Forschungsergeb-
nisse berichte. Da in den Akten kein
weiterer Schriftverkehr mit dem
Reichsbund zu finden war, kann da-
von ausgegangen werden, dass die-
ser Versuch der Vereinnahmung rela-
tiv leicht abgewehrt werde konnte.

Bei der Anfrage der NS-Gemein-
schaft „Kraft durch Freude“ stellte
sich die Situation anders dar. Eine
erste Aufforderung vom März 1934
lehnte der Universitätsbund in einem
Schreiben von Versé mit der Begrün-

der Versammlung in den Mitteilun-
gen des Universitätsbundes zu ent-
nehmen ist: „Die 16. Jahresver-
sammlung des Universitätsbundes
am 20. und 21. Juni war dieses Mal
mit dem zehnjährigen Festspieljubi-
läum der Stadt und dem Kreisappell
der NSDAP in ein gemeinsam aufge-
stelltes Programm eingebaut worden
und erhielt dadurch ihr besonderes
Gepräge.“ Der Universitätsbund war
demnach bereit, bei der Organisa-
tion der Hauptversammlung direkt
mit der NSDAP zusammenzuarbei-
ten. Dieser Schritt zeigt, wie weit
sich der Universitätsbund dem Natio-
nalsozialismus angenähert hatte.

Abgrenzungsbemühungen

Diese Annäherung hatte aber auch
ihre Grenzen. Abgrenzungen vollzog
der Vorstand des Bundes immer
dann, wenn die Gefahr bestand,
dass der Bund oder Teile seiner In-
frastruktur – insbesondere seine Mit-
teilungen – ihre Selbständigkeit ver-
lieren könnten. Denn in diese Situa-
tion kam der Universitätsbund
wiederholt während der NS-Zeit.

Rektor Mayer und Dekan Taeger mit Minister Rust (v.l.n.r.)
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kulturkammer zu einer Mitglied-
schaft verpflichte. Der Universitäts-
bund wies diese Aufforderung je-
doch im Dezember 1934 mit der Be-
gründung zurück, dass die Mitteilun-
gen eine interne Angelegenheit des
Bundes seien und deshalb nicht als
Zeitschriften im herkömmlichen Sin-
ne bezeichnet werden könnten.

Gut anderthalb Jahre später wur-
de die Reichskulturkammer wieder
auf den Universitätsbund aufmerk-
sam. Nach einer Verordnung des
Präsidenten der Reichspressekam-
mer erfüllten Vereine und Vereinigun-
gen nicht die Voraussetzung einer
Mitgliedschaft in der Kammer und
waren daher nicht mehr befugt, Zeit-
schriften selbst zu verlegen. Entwe-
der müsse die Verlegerschaft einem
Berufsverleger übertragen oder die
Veröffentlichung der Mitteilungen ein-
gestellt werden. Der Universitäts-
bund löste dieses Problem durch ei-
ne Übereinkunft mit dem Marburger
Verleger Dr. Manfred Hitzeroth, der
zukünftig als Verleger der Mitteilun-
gen angegeben wurde. In der Verein-
barung ließ sich der Bund aber fest-
schreiben, dass er weiterhin die allei-
nige Entscheidungsbefugnis über In-
halt und Aufbau der einzelnen Mittei-
lungen hatte. Damit setzte er ein
deutliches Zeichen für die Selbstän-
digkeit des Bundes und die Abwehr
möglicher Fremdeinwirkungen.

1938 trat eine erneute Verschär-
fung der Bedingungen ein. Als am
15. April 1938 ein Artikel in der Ber-
liner Börsenzeitung berichtete, dass
rückwirkend zum 1. April 1938 Or-
ganisationen und Vereinigungen bei
der Lieferung von Zeitschriften nicht
mehr mitwirkten dürften, handelte
der Universitätsbund sofort und be-
schloss, die Mitteilungen nur noch
drei- statt bisher viermal jährlich er-
scheinen zu lassen, so dass sie

Auf der anderen Seite jedoch war es
die Grundlinie der Politik des Vor-
standes, keine Zugeständnisse zu
machen, die in irgendeiner Form die
Autonomie des Bundes gefährdet
hätten. Dabei konnte bisher nicht ge-
klärt werden, warum der Bund mit
dieser Politik so erfolgreich war und
seine Selbständigkeit behalten konn-
te. Weitere Forschungen werden die
Hintergründe hoffentlich aufzeigen.

Jörg Pawelletz

neren Angelegenheiten des Bundes
verhindern wollte. In dieser Form er-
schienen die Mitteilungen bis ins
Jahr 1941, ehe die Papierknappheit
während des Zweiten Weltkrieges
die Herausgabe der Mitteilungen bis
Kriegsende verhinderte.

Insgesamt zeigte der Marburger
Universitätsbund in der Zeit des Na-
tionalsozialismus also ein sehr ambi-
valentes Bild. Auf der einen Seite
war er sehr bemüht, Offenheit für
die Ideen und Vorstellungen der Na-
tionalsozialisten zu demonstrieren.

nicht mehr als Zeitschriften zählten.
Versé teilte deshalb Hitzeroth am
23. April 1938 mit: „[…] Eben habe
ich mit Magnifizenz telefonisch ge-
sprochen, der sich auch mit dem
Vorschlag, die ‚Mitteilungen‘ ab
1938 nur noch dreimal erscheinen
zu lassen, einverstanden erklärt hat,
da uns keine andere Wahl übrig
bleibt. Ich bitte also, dementspre-
chend nach Berlin zu berichten. […]“
Durch diesen Beschluss war die Ei-
genständigkeit der Mitteilungen letzt-
endlich gesichert. Für den Universi-
tätsbund war es leichter, auf eine
Ausgabe pro Jahr zu verzichten, als
die Verantwortung für deren Inhalte
zu verlieren.

Dieses Handeln des Vorstandes
war konsequent, denn über die Jah-
re hinweg war bei den Argumentatio-
nen des Universitätsbundes deutlich
geworden, dass er die Eigenständig-
keit der Mitteilungen bewahren und
damit eine Einflussnahme auf die in-
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